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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Rechtsausschusses (6. Ausschuß) 


zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
- Drucksache 13/8690 - 


Entwurf eines Gesetzes zu dem Unidroit-Übereinkommen vom 28. Mai 1988 
über das internationale Factoring 


A. Problem 

Das Factoring hat auch im grenzüberschreitenden Wirtschaftsver- 
kehr eine immer stärker werdende Bedeutung erlangt. Die Durch- 
führung von internationalen Factoring- Verträgen wird indessen 
durch bestimmte Rechtsunterschiede insbesondere bei der Forde- 
rungsabtretung erschwert. Dem soll das Unidroit-Übereinkom- 
men vom 28. Mai 1988 über das internationale Factoring abhelfen. 
Dieses Übereinkommen gilt in Deutschland bislang nicht, da es 
noch nicht ratifiziert worden ist. 


B. Lösung 

Um das internationale Factoring zu vereinfachen, sollen das 
Unidroit-Übereinkommen angenommen und so einheitliche 
rechtliche Rahmenbedingungen geschaffen werden, die auch das 
Gleichgewicht zwischen den Interessen der verschiedenen 
Parteien eines Factoring-Vertrags wahren. 

Einstimmigkeit im Ausschuß 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Keine 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf - Drucksache 13/8690 - unverändert anzuneh- 
men. 


Bonn, den 10. Dezember 1997 


Der Rechtsausschuß 

Ludwig Stiegler 

Berichterstatter 


Horst Eylmann 

Vorsitzender 


Joachim Gres 

Berichterstatter 


Bericht der Abgeordneten Joachim Gres und Ludwig Stiegler 


L Zum Beratungsverlahren 

Der Deutsche Bundestag hat den Gesetzentwurf 
- Drucksache 13/8690 - in seiner 200. Sitzung vom 
30. Oktober 1997 in erster Lesung beraten und an 
den Rechtsausschuß überwiesen. 

Der Rechtsausschuß hat die Vorlage in seiner 103. Sit- 
zung vom 10. Dezember 1997 beraten und einstim- 
mig bei Enthaltung des Vertreters der Gruppe der 
PDS angenommen. 

Das Übereinkommen wurde im Rechtsausschuß ein- 
hellig begrüßt. 


II. Zum Inhalt der Beschlußempfehlung 

Durch den Gesetzentwurf soll dem am 21. Dezember 
1990 von der Bundesrepublik Deutschland in Ottawa 
Unterzeichneten Umdroit-Übereinkommen vom 28. Mai 
1988 über das internationale Factoring zugestimmt 
werden. Durch das Abkommen soll die Abtretung 
von Exportförderungen an Factoring -Institute durch 
Schaffung einheitlicher Vorschriften unter Wahrung 
der Interessen der beteiligten Parteien erleichtert 
werden. Damit soll der wachsenden Bedeutung des 
internationalen Factorings für die Entwicklung des 
internationalen Handels Rechnung getragen und ins- 
besondere der mittelständischen Wirtschaft die Refi- 
nanzierung ihrer Forderungen an Kunden im Aus- 
land mittels Abtretung erleichtert werden. 


Bonn, den 10. Dezember 1997 


Joachim Gres 

Berichterstatter 


Ludwig Stiegler 

Berichterstatter 
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